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13. Wahlperiode 

01. 02. 96 


Antrag 

der Abgeordneten Cem Özdemir, Kerstin Müller (Köln) und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Mindestkriterien für eine Reform des Staatsangehörigkeitsrechts 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1 . Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, end- 
lich ihre Ankündigung wahrzumachen und einen umfassen- 
den Gesetzentwurf zur Neuregelung des Staatsangehörig- 
keitsrechts vorzulegen, damit die überfällige Reform endlich 
in Gang kommt und nicht weiter verschleppt wird. 

2 . Der von der Bundesregierung vorzulegende Entwurf orientiert 
sich an folgenden Kriterien: 

2.1 Ein das Abstammungsrecht ergänzendes Territorialitäts- 
prinzip: Kinder ausländischer Eltern erwerben mit der 
Geburt im Inland die deutsche Staatsangehörigkeit, sofern 
die sorgeberechtigten Eltern ihren gewöhnlichen Aufent- 
halt in Deutschland haben und ein sorgeberechtigter 
Elternteil über eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis 
oder eine Aufenthaltsberechtigung verfügt. 

2.2 Die Erleichterung der Einbürgerung: Der Rechtsanspruch 
auf Einbürgerung wird verbessert. Die Frist für die Erlan- 
gung eines Rechtsanspruchs auf Einbürgerung wird ge- 
genüber der bestehenden Regelung erheblich verkürzt. 
Das Verfahren ist - im Interesse eines ökonomischen Ver- 
waltungsvollzugs und der Transparenz für die Antragstel- 
lenden - auf das zur Aufgabenerfüllung Erforderliche zu 
begrenzen. 

Bestandteil einer erleichterten Einbürgerung ist die ver- 
mehrte Hinnahme der doppelten Staatsbürgerschaft. Auf 
das Kriterium der Aufgabe der bisherigen Staatsan- 
gehörigkeit wird weitgehend verzichtet. Dies gilt insbe- 
sondere für Angehörige von Staaten, die die Entlassung 
aus der bisherigen Staatsangehörigkeit aus politischen 
Gründen verweigern sowie bei Entlassungsverfahren, die 
sich über mehr als ein Jahr erstrecken. 

Bonn, den 30. Januar 1996 

Cem Özdemir 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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Begründung 

Das Staatsangehörigkeitsrecht ist ein Dauerbrenner in der öffent- 
lichen Debatte, aber die Reform kommt kaum voran. Seit die Ko- 
alition die „KinderstaatszugehörigkeiD' verkündet hat, kam von 
ihr nichts Greifbares - kein Antrag, kein Gesetzentwurf und auch 
keine Konkretisierung dieses Konstrukts, von dem es aber mit- 
tlerweile erhebliche Absetzbewegungen innerhalb der Koalition 
gibt. Dafür wird die Beratung der bereits Anfang 1995 von den 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten 
Entwürfe für ein reformiertes Staatsangehörigkeitsrecht seit Mo- 
naten verschleppt. 

Dieser Zustand ist um so bedauerlicher, als die grundsätzliche Not- 
wendigkeit und Dringlichkeit einer Reform in allen politischen 
Lagern eingestanden wird. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN hat mit ihrem umfassenden Antrag (Drucksache 13/423), 
der weitgehend mit dem in der vergangenen Wahlperiode von der 
Ausländerbeauftragten der Bundesregierung vorgelegten Entwurf 
identisch ist, bereits einen Anlauf zu einer fraktionsübergreifen- 
den Einigung unternommen. Der vorliegende Antrag ist ein Ver- 
such, mit der Formulierung von Essentials der Regierungsmehr- 
heit weiter entgegenzukommen. Indem der Bundesregierung bis 
auf wenige Kernpunkte die Formulierung eines eigenen Entwurfs 
freigestellt wird, soll erreicht werden, daß die Diskussion ent- 
krampft wird und die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, 
daß - wie in anderen zentralen Fragen der deutschen Politik - über 
die Parteigrenzen hinweg eine Einigung zustande kommt. Der An- 
trag steht nicht im Widerspruch zu den bereits eingereichten Vor- 
lagen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Er 
verzichtet aber im Sinne seiner Zielsetzung bewußt darauf, zahl- 
reiche Dissenspunkte im Vorgriff zu entscheiden. Worauf es jetzt 
ankommt, ist, daß die Bundesregierung in die Pflicht genommen 
wird, sich substantiell an der Suche nach Reformlösungen zu be- 
teiligen und daß der Reform eine Richtung vorgegeben wird. 

Über die im vorliegenden Antrag genannten Kriterien besteht in 
der Fachdiskussion weitgehend Konsens. Es besteht Einigkeit dar- 
über, daß das Verfahren erheblich entbürokratisiert werden kann 
und muß, daß die Mindestaufenthaltszeit für eine erleichterte Ein- 
bürgerung zu lang ist und die gültigen Einbürgerungsrichtlinien 
nicht mehr auf der Höhe der Zeit sind. Offengelassen ist in dem 
Antrag, auf welches Maß die Frist bei einem Einbürgerungsan- 
spruch gegenüber der bisherigen Fünfzehnjahresfrist verkürzt 
werden soll. Die Positionen bewegen sich hier bekanntlich zwi- 
schen fünf und acht Jahren bei den Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SPD und zehn Jahren bei einzelnen Vertreterinnen 
und Vertretern der Regierungskoalition, 

Politisch umstritten ist bisher die von vielen Migrationsforscherin- 
nen und -forschem geforderte vermehrte Hinnahme der doppel- 
ten Staatsbürgerschaft. Sie hätte besonders für einen Teil der ersten 
und zweiten Generation von Einwanderinnen und Einwanderern 
eine wichtige emotionale Brückenfunktion, Konflikte mit dem fa- 
miliären Umfeld würden vermindert und das Bekenntnis zur neu- 
en Zugehörigkeit erleichtert. Manche Staaten benutzen die Ver- 
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Weigerung der Ausbürgerung zudem als gezielte Schikane gegen 
Oppositionelle, für die oft schon der Gang zum Konsulat ihres Her- 
kunftslandes zum Spießrutenlauf wird. Bei anderen Ländern dau- 
ert die Entlassung aus der bisherigen Staatsbürgerschaft oft zwei 
Jahre und länger. Die Folge: Viele Einwanderinnen und Einwan- 
derer hängen mit ihrer Lebensplanung jahrelang in der Luft. Diese 
Nachteile würden durch das im vorliegenden Antrag formulierte 
Kriterium beseitigt. Die Formulierung läßt aber offen, ob - wie von 
den Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD gefordert - 
die doppelte Staatsbürgerschaft über den explizit genannten Per- 
sonenkreis hinaus allgemein zugelassen werden soll. Wir erwar- 
ten, daß die Koalitionsmehrheit dafür im Gegenzug einen Schritt 
auf die Opposition zugeht. Sie hätte gute Gründe, ihre grundsätz- 
lichen Einwände gegen die Doppelstaatsbürgerschaft zu über- 
denken - zumindest, wenn sie an den eigenen Worten und Taten 
gemessen werden will: Es gab bisher keine Klagen des Bundes- 
ministers des Innern über angebliche Loyalitätskonflikte von 
Schlesiern, die in großer Zahl und bei selbstverständlicher Dul- 
dung durch die Bundesregierung einen deutschen und einen pol- 
nischen Paß besitzen. Ebenso bemerkenswert ist, wie positiv nam- 
hafte Unionspolitiker den Vorschlag Vaclav Havels für eine 
deutsch-tschechische Doppelstaatsbürgerschaft für Sudetendeut- 
sche auf gegriffen haben. 

Wären Kinder ausländischer Eltern qua Geburt deutsche Staats- 
angehörige, würde damit dem Rechnung getragen, was sie de fac- 
to sind und in ihrer ganz überwiegenden Mehrheit bleiben wer- 
den: Inländerinnen und Inländer. Dadurch würden zudem viele 
Ungerechtigkeiten beseitigt. So dürfen hier aufgewachsene Kin- 
der, deren leibliche Eltern nicht mehr für sie sorgen können, häu- 
fig nicht bei ihren Großeltern oder Verwandten in Deutschland 
bleiben. Sie werden statt dessen in das Herkunftsland ihrer Vor- 
fahren abgeschoben, wo sie keinerlei Zukunftspersf>ektive haben 
und zum Teil nicht einmal die Sprache verstehen. Es gibt auch an 
dieser Stelle einige Dissenspunkte, die in dem Antrag gleichfalls 
nicht abschließend festgeschrieben werden. So gibt es aus Sicht 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN keinen vernünftigen 
Grund, warum das Geburtsrecht auf einen deutschen Paß nicht 
schon für die Kinder, sondern - wie bei den Vorstellungen der 
Fraktionen der FDP, SPD und Teilen der Union - erst für die Enkel 
der Zugewanderten gelten soll. Ein weiterer Dissens zwischen 
den Vorstellungen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN besteht in dem Vorschlag der Fraktion der SPD, daß die 
Eltern eines in Deutschland geborenen Kindes das Recht haben 
sollen, binnen Jahresfrist die deutsche Staatsbürgerschaft auszu- 
schlagen. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vertritt dage- 
gen die Auffassung, daß es sich bei einem solchen Geburtsrecht 
um ein natürliches Recht handelt, das nicht vom Elternwillen ab- 
hängig gemacht werden kann. 
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